
PROTOKOLL 
über die 6 . , ordentliche Sitzung des Gemeinderales der Sladt Steyr, am Donnerslag, 

den 16. Mai 1968, im Rathaus,/. Stock, hinten, Gemeinderalsitzungssaal. 

Beginn der Silzung: 16,00 Uhr 

Offenfliche Sitzung 

Anwesend: 

VORSITZENDER: 
Bürgermeister Josef Fellinger 

Johann Knogl€r 
Johann Holz inger 
Walter Kienesberger 
Fri edrich Kohout 
Rudolf Lu.ksch 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTR.: 
Leopold Petermair 

STÄDTRÄTE: 
Alfred Baumann 
Alois Besendorfer 
Rudolf Fürst 
Konrad Kinzelhofer 
Manfred Wallner 
Leopold Wippersberger 

GEMEINDERÄTE: 
Anna Bendel 
Ing. Ingomar Böhm 
Johann Brunmair 
Vinzenz Dresl 
Franz Enöckl 
Karl Feuerhuber 
Karl Fritsch 
Franz Frühauf 
Dr. Hermann Gärber 
Karl Gherbetz 

- 23 -

Franz Mayr 
August Moser 
Walter Moser 
Helmut Pils 
Erich Sablik 
Hubert Saiber 
Heinrich Schwarz 
Franz Weiß 
Johann Zöchiing 

VOM AMTE: 
Magistratsdirektor Obersenatsrat 
Dr. Karl Enzelmüller 
Magistratsdirektor-Stellvertreter 
OMR Dr. Johann Eder 

PROTOKOLLFÜHRER: 
Amtsrat Alfred Eckl 
VB Charlotte Hartlauer 



TAGESORDNUNG 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER JOSEF FELLINGER: 

1} Präs-215/68 Verleihung der Ehrenbürgerschaft an Bundespräsident 
Dr. h. c. Franz Jenas. · 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ALOIS BESENDORFER: (Anstelle des abwe~ 
senden Bürgermeister-Stellvertreters LSI Prof. Stephan Radinger) 

2; GHJ 2-2531/ 66 

BERICHTERSTATTER 
PETERMAIR: 

3) Wi-581/65 

4} Wi-581/65 

Frauenberufsschule Stelzhamerstraße 11, II. Bauab­
schnitt; Mittelfre:igabe. 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRETER LEOPOLD 

Erklärung der Stadt Steyr zum Fremdenverkehrsge­
biet; Fremdenverkehrsabgabeordnung. 

Bildung der Fremdenverkehrskommission Steyr. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 

5} Ha-4519/63 Gewährung eines Vorfinanzierungsdarlehens an die 
GWG der Stadt Steyr (Bauvorhaben Tabor XVII). 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ALFRED BAUMANN: 

6} Bau 5-849/68 Erteilung einer Ausnahmegenehmigung an Josef und 
Wolfgang Mayr, Steyr, Katzenwaldgasse 2. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST: 

7) F-5006/66 Regulierung der Altersheimgebühren. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 

8} Bau 5-6183/65 

9} Sport-4583 / 67 

Gewährung eines weiteren Darlehens an die Städtischen 
Unternehmungen zum Neubau der Autobusgaragen. 

Bau einer Kunsteisbahn. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER: 

10} Bau 3 - 1111/68 

11} Bau 5-1878/68 

Straßenerhaltungsarbeiten 196 8. 

Errichtung eines 2-geschossigen Wohnobjektes auf den 
Grundparzellen 359/4 und 359/1, KG. Gleink. 
{ Dringlichkeits an trag} 

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER: 

12} Bau 2-1192/67 Erweiterung des Teilbebauungsplanes Resthof. 
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BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 
Werte Damen und Herren! 

Ich darf Sie zur heutigen Sitzung 
des Gemeinderates recht herzlich be­
grüßen. Ich stelle die Beschlußfähig­
keit fest.- Es wurde Ihnen die Tages­
ordnung zugesandt und dagegen kein 
Einspruch erhoben, daher gilt sie :als 
angenommen. 

Es liegt uns ein Dringlichkeits an -
trag vor, der - wenn Sie die Z~stimmung 
geben - in die Tagesordnung aufgenom­
men werden soll. Er behandelt eine 
Ausnahme von den Bestimmungen der 
B.O.N. 1946. Er wurde im Bauaus­
schuß schon im Sinne der Antragstellung 
behandelt. Wenn Sie mit einer Mehr­
heit von 2/ 3 der anwesenden Gemeinde­
räte diesem Dringlichkeitsantrag, der 
mit den erforderlichen 6 Unterschriften 
von Gemeinderäten versehen ist, zu­
stimmen, wird er in die Tagesordnung 
aufgenommen. 

Wünschen Sie dazu das Wort? Wer 
gegen die Aufnahme dieses Antrages in 
die Tagesordnung ist, den bitte ich um 
ein Zeichen mit der Hand. Es ist keine 
Gegenstimme vorhanden, daher gilt 
dieser Antrag als angenommen und ich 
bitte die Zuweisung an den Baureferen­
ten vorzunehmen. 

Als Protokollprüfer werden vor­
geschlagen Herr Gemeinderat Dresl 
und Herr Gemeinderat Frühauf. Ich 
bitte diese beiden Herren, die Funktion 
zu übernehmen. 

Entschuldigt sind: Frau Gemein­
derat Molterer, Herr Bürgermeister­
Stellv. LSI Prof. Stephan Radinger und 
die Herren Gemeinderäte Heigl und 
Knapp. · 

Für den ersten Tagesordnungs­
punkt bitte ich Herrn Kollegen Peter­
mair, den Vorsitz zu übernehmen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Ich übernehme den Vorsitz und 

bitte Herrn Bürgermeister, üb-=r den 
Tagesordnungspunkt 1 zu referieren. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEI­
STER JOSEF FELLINGER: 

Der erste Tagesordnungspunkt 
sieht die Verleihung der Ehrenbürger­
schaft an Dr. h. c. Jonas vor. 

Gemäß § 5 des Statutes für die 
Stadt Steyr kann der Gemeinderat Per­
sönlichkeiten durch Ernennung zu Eh­
renbürgern aus zeichnen. 

Bundespräsident Dr. h. c. Franz 
Jonas ist oberster Repräsentant der 
Republik Österreich. In dieser E:gen­
schaft hat er sich bereite rklä r t , den 
größten Kommunalbau der Stadt , die 
neuerrichtete Taborschule , am 29. Juni 
1968 feierlich zu eröffnen. Seine An­
wesenheit bei diesem Festakt stellt 
eine Auszeichnung für das große Auf­
bauwerk der Stadtgemeinde Steyr no.c h 
dem Zweiten Weltkrieg dar. 

Bundespräsident Franz Jonas hat 
sich darüberhinaus um den Aufs tieg der 
Österreichischen Gemeinden nö.ch 1945 
besonders große Verdienste erworben. 
Als Kommunalpolitiker mit alien Pro­
blemen einer Stadtverwa.i.tung vertrau: , 
wirkte er als Bürgermeister der Bun­
deshauptstadt Wien und als Vorsitzen­
der des Österreichischen Städtebundes 
aktiv an der Neugestaltung des öster­
reichischen Gemeindewesens mit. Die 
Festlegung der rechtlichen und fi­
nanziellen Stellung der österreichischen 
Städte in der Rechtsordnung der Repu­
blik ist auf sein erfolgreiches Wirken 
in dieser Organisation zurückzuführen. 
Besonders für die Stadtgemeinde Steyr, 
die einen so großen Nachholbedarf aus 
den Krisenzeiten früherer Jahrzehnte 
aufwies, war diese Sicherung der recht­
lichen und finanziellen G!'undlagen erst 
die Voraussetzung für das in der Ge­
schichte unserer Stadt einmalige Auf­
bauwerk in den letzten 20 Jahren. 

Bundespräsident Franz Jonas hat 
sich stets als echter Freund der Stadt 
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Steyr erwiesen. Die Ernennung zum 
Ehrenbürger erfolgt daher nicht nur 
in Würdigung seines hohen Amtes als 
Staatsoberhaupt der Republik Öster­
reich, sondern auch für seine Ver­
dienste als Repräsentant der öster­
reichischen Städte, deren Blühen und 
Entwicklung untrennbar mit den . Lei­
stungen des Österreichischen Städte­
bundes verbunden sind. Nur dadurch 
war es der Stadtverwaltung möglich, 
auch hier in Steyr eine erfolgreiche 
Aufwärts entwic kl ung einzuleiten. 

Es ergeht daher der Antrag des 
Stadtsenates, werte Damen und Herren 
des Gemeinderates: 

1) Präs-215/68 
Verleihung der Ehrenbürgerschaft 
an Bundespräsident Dr. h. c. Franz 
Jonas. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß§ 5 Abs. 1 des Statutes für 

die Stadt Steyr wird Herr Bundespräsi­
dent Dr. h. c. Franz Jonas zum Ehren­
bürger der Stadt Steyr ernannt. 

Als Veranlassung der ·ver1eihung 
ist im Ehrenbürgerbuch zu vermerken: 

11 Die Ernennung zum Ehrenbürger 
erfolgt in Anerkennung der Verdienste 
des Herrn Bundespräsidenten Dr. h. c. 
Franz Jonas als Vorsitzender des 
Österreichischen Städtebundes um den 
Wiederaufbau der Österreichischen 
Städte im ailgemeinen, im besonderen 
jedoch der Stadt Steyr, und in Würdi­
gung seines Wirkens als Staatsober­
haupt um die demokratische Einheit der 
Österreichischen Bundesrepublik." 

Ich bitte Sie, diesem Antrag Ihre 
Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Sie haben den Antrag des Bericht­
erstatters gehört, wünscht dazu jemand 
das Wort? Es ist nicht der Fall. Ich 
lasse darüber abstimmen. Wer mit dem 

Antrag des Berichterstatters einver­
standen ist, den bitte ich um t:in Zeichen 
mit der Hand. Danke. Gegenprobe? 
Keine Stimmenthaltungen, daher ist der 
Antrag einstimmig angenommen. 

Damit ist der erste Tagesord­
nungspunkt erledigt. Ich darf den Vor­
sitz wieder dem Herrn Bürgermeister 
übergeben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. Wir schreiten zu den 
weiteren Tagesordnungspunkten. 

Anstelle des verhinderten Bür­
germeister-Stellvertreter Prof. Radin­
ger bitte ich Herrn Kollegen Besen­
dorfer ! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
ALOIS BESENDORF ER: (Anstelle des 
abwesenden Bürgermeister - Stellver­
treters LSI Prof. Stephan Radinger) 
Werte Damen und Herren! 

Ich habe Ihnen einen Antrag des 
Stadtsenates zur Beschlußfassung vor­
zulegen. 

2) GHJ 2-2531/66 
Frauenberufsschule Stelzhamer­
straße 11, II. Bauabschnitt; Mittei­
freigabe. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Für das Rechnungsjahr 196 8 wird 

zur Weiterführung des Neubaues der 
Frauenberufsschule in Steyr, Stelz­
hamerstraße 11 (II. Bauabschnitt) der 
Betrag von 

S 2,000.000,-­
(Schilling zwei Millionen) 

bei VP 243-91 aoH freigegeben. 

Um Annahme dies es Antrages wird 
ersucht. 
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BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesem Antrag 
das Wort? Es ist keine Wortmeldung 
erfolgt, daher darf ich annehmen, daß 
dieser Antrag Ihre Zustimmung findet. 
Danke. Herr Kollege Petermair, bitte! 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEI­
STER-STELL VERTRETER LEOPOLD 
PETERMAIR: 
Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren des Gemeinderates! 

Endlich ist es so weit, daß über 
Erlaß der Landesregierung die Stadt 
Steyr zum Fremdenverkehrsgebiet er­
klärt worden ist. Dazu ist es notwendig, 
daß der Gemeinderat eine Fremdenver­
kehrsabgabe beschließt. Die Fremden­
verkehrsabgabeordnung ist Ihnen,meine 
Damen und Herren, zugegangen. Darf 
ich nur kurz die einzelnen Paragraphe 
in Ihrer Überschrift zur Auffrischung 
des · Inhaltes bekanntgeben: 
§ 1 Abgabepflicht, Abgabeschuldner; 
§ 2 Haftung; 
§ 3 Ausmaß der Abgabe. Sie wissen, 

die Abgabe wurde von der Landes­
regierung mit S 1. 50 pro Über­
nachtung und Person festgelegt. 
Für Kinder vom 6 .. - 14.Lebensjahr 
S O. 75, also 50 % davon; 

§ 4 Fälligkeit und Entrichtung der Ab­
gabe; 

§ 5 Melde-, Nachweis- und Auskunfts­
pflicht; 

§ 6 Allfällige Strafbestimmungen und 
§ 7 Schlußbestimmungen. 

Es ergeht daher an Sie der Antrag 
des Finanz- und Rechtsausschusses: 

3) Wi-581/ 65. 
Erklärung der Stadt Steyr zum 
Fremdenverkehrsgebiet; Fremden­
verkehrsabgabeordnung. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Erlassung der beiliegenden 

Fremdenverkehrsabgabeordnung wird 
zugestimmt. 
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· Ich bitte um· Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesem Antrag 
das Wort? Es ist keine Wortmeldung 
vorhanden. Findet dies er Antrag Ihr.e 
Zustimmung? Wenn keine Gegenstimme 
erhoben wird, gilt er als angenommen. 
Danke für die einstimmige Annahme. 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Des weiteren ist durch den Ge­
meinderat die Namhaftmachung der von 
der Stadt in die Fremdenverkehrs­
kommission zu entsendenden Mitglieder 
durchzuführen. 

Gemäß § 4 des o. ö. Fremdenver­
kehrsgesetzes is t durch Beschluß der 
o. ö. Landesregierung die Fremden­
verkehrskommission Steyr zu bestellen. 
In diese vferzehn'kö.pfige Kommission 
sind fünf Vertreter über Vorschlag der 
Stadtgemeinde Steyr zu entsenden. 
Weitere fünf Mitglieder werden von der­
Kammer der gewerblichen Wirtschaft 
vorgeschlagen, während je zwei Mit­
glieder von der Kammer für Arbeiter 
und Angestellte und von der Landwirt­
schaftskammer zu entsenden sind. 

Mit Erlaß des Amtes der o. ö. 
Landesregierung wurde nun die Stadt­
gemeinde Steyr aufgefordert, fünf Ver­
treter namhaft zu machen. Es werden 
vorgeschlagen: 

Bürgermeister Josef Fellinger 
Bürgermeister-Stellvertreter Leopold 
Petermair 
Gemeinderat Johann Zöchling 
Hubert Preisinger 
Regierungsrat Johann Steindl 

Die Bestellung durch die o. ö. 
Landesregierung erfolgt auf drei Jahre. 

Hiezu ergeht der Antrag des Fi­
nanz- und Rechtsausschusses: 



4) Wi-581/65 . 
Bildung der Fremdenverkehrskom­
mission Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zur Bestellung durch die Ober­

österreichische Landesregierung als 
Mitglied der Fremdenverkehrskom­
mission Steyr werden von der Stadt­
gemeinde Steyr namhaft gemacht: 

Bürgermeister Josef Fellinger 
Bürgermeister-Stellvertreter Leopold 
Petermair 
Gemeinderat Johann Zöchling 
Hubert Preisinger 
Regierungsrat Johann Steindl 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen. Sie zu diesem Antrag 
das Wort? Es ist auch hier keine Wort­
meldung vorhanden. Ich darf annehmen, 
daß Sie mit diesem Antrag ebenfalls 
einverstanden sind. Es ist keine gegen­
teilige Wortmeldung erfolgt, daher an-· 
genommen. 

Herrn Kollegen Besendorf er bitte 
ich um den nächsten Tagesordnungs­
punkt. 

BERICHTERSTATTER 
ALOIS BESENDORFER: 
Werter Gemeinderat! 

STADTRAT 

Ich habe Ihnen einen Antrag des 
Stadtsenates zur Beschlußfassung vor-
zulegen. 

5) Ha-4519/63 
Gewährung eines Vorfinanzierungs­
darlehens an die GWG der Stadt 
Steyr (Bauvorhaben Tabor XVII). 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Gewährung efnes Vorfinanzie­

rungsdarlehens in Höhe von 

S 3,080.000, --

(Schilling drei Millionen achtzigtausend) 
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an die Gemeinnützigt \Vohnungsgeseil­
schaft der Stadt Steyr Gcs. mbH zur Fi­
nanzierung der Wohnhausanlage T XVII 
(Altenwohnungen) wird zugestimmt. Die 
Festsetzung der endgültigen Darlehens­
bedingungen erfolgt zu einem späteren 
Zeitpunkt. 

Der Darlehensbetrag wird bei der 
VP 62-85 aoH freigegeben. 

U:::n Annahme wird gebeten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wer wünscht zu diesem Anüag 
das Wort? Keine Wortmeldung, ich 
darf somit Ihre Zustimmung annehmen. 

Herr Kollege Baumann, bitte! 

BERICHTERSTATTER 
ALFRED BA UMANN: 

STADTRAT 

Sehr verehrter Gemeinderr,t ! 
Ich habe Ihnen einen Antrag vom 

Bauausschuß zu verlesen. 

6) Bau 5-849/68 
Erteilung einer Ausnahll}_ege:n,3hmi­
gung an Josef und Wolfgang Mayr, 
Steyr, Katzenwaldgasse 2~ 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Erteilung der Baugenehmi­

gung an Josef und Wolfgang Mayr, 
Steyr, Katzenwaldgasse 2, zur Er­
richtung e.ines Zweifamilienwofmhauses 
auf der Grundparzelle 1160 / 2 der Kat. 
Gern. Jägerberg wird gemäß Art. XI 
der Linzer Bauordnungsnovelle 1946 
zugestimmt. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wirdvonihnendazu das Wort ge­
wünscht? Es ist keine Wortmeldung vor­
handen, der Antrag ist angenommen. 

Herr Kollege Fürst, bitte! 



BERICHTERSTATTER 
RUDOLF FÜRST: 

STADTRAT 

Sehr verehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Erlauben Sie mir, daß ich, bevor 
ich Ihnen den Antrag des Finanz- und 
Rechtsausschusses verlese, ein paar 
kurze Worte zum Antrag sage: 

Der Antrag betrifft die Neufest­
setzung bzw. die Angleichung der Ver­
pflegskostensätze im Zentralalters­
heim und im Anhang dazu die Regelung 
der Herbergsordnung bzw. die Rege­
lung der Gebühren in der Jugendher­
berge. Seit der letzten Festsetzung 
der Gebühren im Zentralaltersheim im 
März 1964 hat sich der Zuschußbedarf 
des Heimes enorm erhöht. Er betrug 
im Jahre 1964 rund S 682. 000, --. Er 
ist in den Jahren 1965 - 67 auf 
S 2,177.326,-- gestiegen. Nicht nur 
diese Entwicklung allein macht es 
notwendig, die Gebühren zu regeln, 
auch die Belegung des Zubaues, der 
andere Voraussetzungen in sich birgt 
wie der alte Teil, sind ein Teil des Be­
weggrundes, diesen Antrag heute zur 
Beschlußfassung vorzulegen. Der Zu­
schußbedarf ist somit von 20 % im 
Jahre 1964 auf 54, 2 % im Jahre 1967 
gestiegen und hat die beträchtliche 
Höhe von über S 2,000.000, -- erreicht. 

Der Antrag des Finaz:iz- und 
Rechtsausschusses iautet nun: 

7) F-5006/66 
Regulierung der Altersheimgebüh­
ren. 

DerGemeinderat wolle beschließen: 

A) 

Die Gebühren im Zentralalters­
heim werden mit Wirkung vom 1. Juni 
1968 wie folgt neu festgesetzt: 

I) 

1) Altbau: 
Normalabt.: Einbettz. · S 56, -- tägl. 

Normalabt.: Zweibettz. S 45, -- tägl. 
Mehrbettz. 11 30, -- tägl. 

Pflegeabt.: Einbettz. S 68, -- tägl. 
Zweibettz. 11 53, -- tägl. 
Mehrbettz. 11 45, -- tägl. 

2) Neubau: 
Normalabt. :Einbett-

appartement S 66, -- tägl. 
Zweibett-
appartement 11 52, -- tägl. 

Pflegeabt.: Einbett-
appartement 11 80, -- tägl. 
Zweibett-
appartement " 65, -- tägl. 
Dreibettz. " 50, - - tägl. 

II) 

Regiekostenbeiträge: 

Die täglichen Regiekostenbeiträge 
bei erlaubter Abwesenheit vom Heim 
betragen ab 1. Juni 1968: 

Altbau: 
Einbetzimmer 
Zweibettzimmer 
Dreibettzimmer 

Neubau: 
Einbettappartement 
Zweibettappartement 
Dreibettzimmer 
(nur in der Pflege­
abteilung) 

III) 

S 22,--
11 16,--
II 9,--

S 25,--
11 19,--

" 10,--

Erhöhung der Gebührensätze ohne 
weiteren Beschluß des Gemeinde-
rates. 

Werden die Pensionen der Sozial­
versicherungsinstitute erhöht (Renten­
dynamik), so erhöhen sich auch die Ge­
bühren im Zentralaltersheim. 

Die Festsetzung des Prozentaus-
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maßes der Gebührenerhöhung darf nur 
im Ausmaß der Teuerungskomponente 
der Altersheimkosten erfolgen. Die 
Gemeinde Steyr hat jedoch stets einen 
10 %igen Anteil des Abganges der 
laufenden Gebarung des Zentralalters­
heimes zu tragen. 

Nach drei Jahren (1971) hat der 
Magistrat eine Übersicht über die 
Kosten- und Gebührenerhöhungen zu er­
statten. Dem Gemeinderat bleibt sohin 
die Beschlußfassung über die weitere 
Gebührenfestsetzung vorbehaiten. 

Die Regelung der Gebührener­
höhungen ohne weiteren Beschluß des 
Gemeinderates beginnt am 1. 1. 1969. 
Die Einhebung der sich ergebenden 
neuen Gebührenansätze hat an dem der 
Pensionserhöhung nachfolgenden Mo­
natsersten zu erfolgen, 

B) 

Gleichzeitig wird Punkt 6) der 
Herbergsordnung für die Jugendher- · 
berge vom 1. 7, 1959, Rp - 1390/59, 
Gemeinderatsbeschluß vom 2. 10. 1959, 
i. d. Fassung der Beschlüsse vom 18. 
4. 196! und 15. 12. 1966 wie folgt neu 
gefaßt: 
11 6) a) Die Übernachtungs gebühren be­

tragen: 
für Mitglieder des Österr. Ju­
gendherbergsringes oder des In­
ternationalen Jugendherbergs­
verbandes 
bis 19 Jahre 
über 19 Jahre 

für Nichtmitglieder 
bis 19 Jahre 
über 19 Jahre 

S 12,-­
s 15,--

S 15,-­
s 18,--

Außerdem ist eine Wäschegebühr 
von S 5, -- beijedemBettwäschewechsel 
pro Benützer zu bezahlen. 

Bei Änderungen der den vorste­
henden Ansätzen entsprechenden Ge­
bühren der angeführten Jugendher-

bergsverbände hat de!' \ torstdnd der· 
Mag. Abt. V einvernehmlich m it de!' 
Magistratsdirektion eine Gebührenan­
passung vorzunehmen. 

b) Gegen Entrichtung des Seibst­
kostenpreises kann an d:e Benützer ein 
Frühstück (eine Schale Kaffee und zwsi 
Stück Gt::bäck) verabreicht werden. Der 
Sdbstkostenpreis ist jeweils zu Jahres­
beginn auf Grund der von der Verwal­
tung des Zentrala:i:tersheimes zur Ver­
fügung zu stellenden Untc:rlagen vom 
Vorstand der Mag. Abt. V einver­
nehmlich mit der Magistrats direktion 
für ein Kalenderjahr fest,z;ulcgen, 11 

Die Bestimmungen dE:s Punktes 6), 
lit. a) treten mit Wirkung vom 9, 4,. 
1967, die Bestimmungen des Punktes · 
6), lit, b) mit sofortiger Wirksamheit 
in Kraft. Der Einhebung eines Preises 
von S 3,--proFrühstück ab 9, 4. 1967 
wird zugestimmt. 

Ich bitte Sie um die Annahme 
dieses Antrages. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

D:eser Antrag steht zur Dis­
kussion. Wer wünscht d5:.zu d2.s Wort ? 
Herr Gemeinderat Moser, bitte! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Sehr geehrter Gemeinder·at ! 

Der vor:iegenäe Antrag cr,t.hält 
sehr einschneidende Erhöhungen d~r 
Gebühren im Altersheirn. ürn so un­
annE.hmbarer, da es die ALen betrifft, 
die durch ihre vorhergehende Tätigkeit 
mit dazu beigetragen hacen, dieses 
Heim zu schaffen. Man mög·e das nicht 
vergessen. In einer, anläßlich der 
Bugetdebatt e, kurzen Diskussion hatte 
es schon diesbezüglich ein Geplänkel 
gegeben. Ich bin der Auffassung, daß 
man zu allerletz:t bei sozialen Einrich­
tungen sparen soil, sparen überall 
dort ,wo es notwendig ist, aber nicht bei 
sozialen Einrich!ungen, zu den beizu-
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tragen die Gemeinde eine gewisse 
soziale Verpflichtung hat und deshalb 
gerade diesmal eine sehr einschneiden­
de Erhöhung nicht am Platze erscheint. 
Sie steht im Widerspruch zu der offi­
ziellen Politik der soziaiistischen 
Mehrheit dieses Hauses und der so­
zialistischen Opposition in der Regie­
rung, wo sie gegen die Teuerung 
protestieri, wo sie Kampf ankündigt 
gegen die Preiserhöhung und den Preis­
wucher. Man kann nicht vor 14 Tagen 
offiziell beim Maikampftag und in 
Transparenten sprechen, den Kampf 
gegen äie Teuerung zu führen und im 
eigenen Wirkungskreis Erhöhungen bei 
sozialen Einrichtungen bis zu 50 % und 
teilweise darüber, vornehmen. Da ist 
ein krasser Widerspruch und bei. wem 
sollen die alten Menschen Gehör und 
Verständnis finden, für ihren Kampf, 
von der Teuerung so weit wie möglich 
ausgeschaltet zu we rden. Da ist ein 
Widerspruch, der mir unerklärlich er­
scheint, und deshalb bin ich der Mei­
nung, daß dieser Antrag zu weitgehend 
ist. Es ist überhaupt auffällig, daß seit 
den Oktoberwahlen, den Landtagswahlen 
in Oberösterreich, eine Reihe von Ge­
meinden, wo eine sozialistische Mehr­
heit ist, gerade das durchführt, was 
sie bei der Regierung bekämpfen. Ich 
bin mir vollkommen klar darüber, daß 
die Geldknappheit der Gemeinden es 
nicht erlaubt, so manches durchzu­
führen, wie es früher gewesen ist; so 
beispielsweise das Finanzausgleichsge­
setz, das den Gemeinden bedeutende 
Mittel entzieht und sie in ihrer Wirkung 
einschränkt; daß die Bundespolitik auch 
auf anderen Gebieten, bewußt möchte 
ich sagen, gerade die Industriegebiete 
trifft, weil sie wissen, daß diese von 
sozialistischer Mehrheit verwaltet 
werden und diesen sozialisiischen 
Mehrheiten Schwierigkeiten bereiten. 
Ich meine, den Hauptanteil an dieser 
Entwicklung trifft ohneweiteres die 
Bundesregierung. Aber wenn man die-

selbe bekämpft in Oppositionsreden 
und so weiter, so muß man versuchen, 
im eigenen Wirkungskreis andere Wege 
zu gehen und jene Methode vermeiden, 
die man bei der Regierungspolitik be­
kämpft und als unrichtig bezeichnet. 

Deshalb sind wir nich! in der Lage, 
diesem Antrag die Zustimmung zu ge­
ben, auch was hier versucht wird, be­
züglich gewisse Dynamiken einzuführen. 
Ich erinnere daran, daß die Pensio­
nistenverbände, unterstützt von der 
Arbeiterschaft, einen Kampf geführt 
haben um die Pensionsautomatik. Es 
ist ohne Zweifel als Fortschritt einma1 
die Dynamik e :::-reicht worden. Die aber 
immer noch von der zwei Jahren vor­
hergehende Teuerung errechnet wird, 
aiso ohnehin schon das, ,vas gegeben 
we,rden soil, 1. schon zwei Jahre zu­
rückliegt und 2. wie die Praxis der 
letzten zwei Jahre zeigt, selbst die er­
reichten Sätze von de r Regierung ge­
schmälert werden und nicht voll zur 
Auszahlung kommen. Ich glaube also, 
daß die sozialistische Mehrheit zu­
mindeste,ns - ich appelliere aber eben­
so an die Vertre: cr de r Volkspartei -
hier diesen Amrag doch noch einmal 
abändern sollte, um nicht eine derartige 
Belastung der alten Leute in den Alters­
heimen herbeizuführen, weil das im 
Widerspruch zur fortschrittlichen Ar -
beiterbewegung steht •. Ich bin der Auf­
fassung, man müßte einmal im Ge­
meindehaushalt gründlich bei verschie­
denen Stellen - ich habe das wieäer­
holt zum Ausdruck gebracht, daß ich 
der Meinung bin, daß auf dem Bausektor 
bedeutendes erspart werden könnte -
daß man das, was dort eingespart wird, 
eben für soziale Einrichtungen als Aus­
gleich und Zuschuß gewissermaßen 
geben möchte. Ich appeliiere nochmals 
an den gesamten Gemeinderat, eine Er­
höhung in diesem Ausmaß nicht vorzu­
nehmen. Ich verweise darauf, daß die 
Neufestsetzung ab 1. 6. 196 8 eintreten 
soil und nach einem halben Jahr schon 
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wieder das, was ab 196 9 die Dynamik 
ergibt; es heißt zwar hier jetzt, die Ge­
meinde wird 10 % der sich ergebenden 
Kostenerhöhung auf sich nehmen, trotz­
dem wird es für die Alten eine Schmäle­
rung ihres Einkommens bedeuten. Es 
wird vielfach das Argument verwenäet , 
die Pensionen sind heute bei manchen 
so, daß sie etwas erübrigen von den 
Verpflegskosten, die sie abzahlen 
müssen und daß die Kinder mancher 
Pfleglinge das Ersparte für sich bean­
spruchen oder bekommen. Ich könnte 
sagen, führt nicht · die Arbeiterschaft 
seit Jahrzehnten einen Kampf, daß sie 
eine Entlohnung erreichen, die es ihnen 
ermöglicht, nicht nur täglich von der 
Hand in den Mund zu leben, sond·ern 
Ersparnisse zu machen, um ein kul­
turelles Leben führen zu könnep, daß 
sie auch teilnehmen kann an dem, was 
die arbeitenden Menschen geschaffen 
haben und teilnehmen kann, an den 
Kultureinrichtungen, die geschaffen 
worden sind. Wenn das der alte Mensch 
nicht mehr in dem Ausmaß in Anspruch 
nimmt wie der im Leben stehende, das 
ist bitte seine Angelege:nheit, wenn er 
sich etwas erspart, wem er diese Er­
sparnisse zuwendet. 

Ich aber glaube, die Gemeinde 
soll die letzte sein, noch dazu mit 
einer sozialistischen .Mehrheit, die ihre 
Sanierung mit solchen Anträgen und Er­
höhungen in diesem Ausmaß beginnt. 
Ich erkläre, daß ich nicht in der Lage 
bin, diesem Antrag meine Zustimmung 
zu geben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird weiterhin das Wort ge­
wünscht? Es ist keine Wortmeldung vor­
gesehen. Ich bitte Sie über diesenAn­
trag abzustimmen. Der dem vorliegen­
den Antrag seine Zustimmung gibt, den 
bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 
Danke. Gegenprobe? 
(1 Gegenstimme - Gemeinderat August 

Moser). 
Sie können versichert se:i:c, daß 

wir alle miteinander ke:ine Freude 
haben, Tarife oder Gebühren eine:r Er­
höhung zuzuführen, aber v;ir wissen 
alle, daß wir nicht im luftleeren Rs.um 
leben, sondern dai3 wir, um auch all.:! 
anderen Anforderunge:n, die seitens 
der Arbeiterschaft der Stadt an uns 
herangetrage:n werden, erfüllen zu 
können oder teilweise erfüllen zu kön­
nen, doch auch eine Relation der· vor1 
uns errichteten Institution mit d€:;n je­
weiligen Preisstandard herbeiführen 
müssen. Wir würden sonst in die Lage 
versetzt, manche ebenso notwendige 
und dringende Vorhaben und Wüns eh~ 
der Bevölkerung eines Tages nicht 
mehr erfüllen zu können. Ich danke 
Ihnen für die einhellige Zustimmung 
zu diesem Antrag. Als nächsten Be­
richterstatter bitte ich Herrn Kollegen 
Kinzelhofer das Wort zu ergreifen. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
KONRAD KINZELHOFER: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe Ihnen zwei Anträge des 
Stadtsenates vorzutragen. Der erste 
betrifft den Neubau Autobusgarage und 
lautet: 

8) Bau 5-6183/65 
Gewährung eines weiteren Dar­
lehens an die Städtischen Unter-
nehmungen zum Neubau der Auto­
busgaragen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Gewährung eines weiteren 

Darlehens in Höhe von 

S 1,000.000,-­
(Schilling eine Million) 

an . die Städtischen Unternehmungen, 
Steyr, Färbergasse 7, zur Finanzie­
rung des Neubaues der Autobusgaragen 
wird zugestimmt. 

Die Festsetzung der Darlehens-
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bedingungen hat zu einem späteren 
Zeitpunkt zu erfolgen. 

Der Darlehensbetrag wird bei der 
VP 81- 85 aoH freigegeber.. .. 

Ich ersuche um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht zu diesem Antrag jemand 
das Wort? 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Herr Bürgermei'ster, Sie haben 

zum vorhergehenden Antrag erklärt, 
daß er einhellig angenommen wurde. 
Ich möchte richtigstellen: mit einer 
Gegenstimme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Diese Gegenstimme ist sicherlich 
im Protokoll festgehalten. Ich :,meinte 
damit, daß Sie sich überwiegend posi:iv 
dazu gestellt haben. 

Wünscht zu dem von Kollegen 
Kinzelhofer vorgetragenen Antrag je­
mand das Wort? Das ist nicht der Fall, 
daher angenommen. Es ist kein Ein -
spruch erhoben worden. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der zweite Antrag, meine Damen 

und Herren, betrifft denB_au einerKunst­
eisbahn auf der Rennbahn. Sie wissen, 
daß wir in unserem Haushalt zwei An­
satzposten haben, davon einen fü'r die 
Kunsteislaufbahn. Der Stadtsenat hat 
in seiner letzten Sitzung beschlossen, 
die Kunsteisbahn zu bauen. 

9) Sport-4583/67 
Bau einer Kunsteisbahn. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zur Herstellung der Kunsteisbahn 

- Rennbahn (Gesamtaufwand S 4 Mill.) 
wird der Betrag von 

S 450.000,--
(Schilling vier huridertfünfzigta us erid) 

bei VP 55-93 aoH freigegeben und eine 
überplanmäßige Ausgabe von 

S 3,550.000, --
(Schilling drei Millionen fünfhundert­

fünfzigtausend) 

bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung für die überplan -

mäßige Ausgabe ist durch Aufnahme 
von Darlehen zu nehmen. 

Meine Damen und Herren, ich 
weiß, daß heute im Stadtbad eine Be­
fragung stattgefunden hat, ob dies oder 
jenes gebaut werden soll. Ich glauoe·, 
meine Damen und Herren, wenn Sie 
diesem Antrag zustimmen, werden Sie 
bestimmt der sporttreibenden Bevölke -
rung und besonders der Jugend eine 
Freude bereiten und ich glaube, das ist 
es wert, die Zustimmung zu geben. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesem Antrag 
das Wort? Herr Kollege Gherbetz ! 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Die Jugend hätte eine Freude an 
dieser Kunsteislaufbahn, die der Ge­
meinderat heute beschließen wird. Auch 
wir sind nicht gegen eine Kunsteislauf-­
bahn, im GegenteU, wir wünschen · der 
Jugend noch mehr Sportstätten. Uns 
hat nur mehr eines interessiert, wir 
haben von einem demokratischen Recht 
Gebrauch gemacht, wir haben efn 
Mikrophon genommen und sind hinaus­
gegangen an zwei Tagen und haben die 
Bevölkerung befragt. Wir möchten 
richtig stellen, wir sind nicht nur beim 
Stadtbad gewesen. sondern die Befra­
gung hat stattgefunden um 14 Uhr beim 
Kugellager, um 15 Uhr beim Haupt-
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werk, am Grünmarkt, in der Haratz­
müllerstraße, im Stadtbad, in Münich­
holz, bei der Kaserne, in der Ennser 
Straße vor der GFM, wir haben sogar 
Geschäfts- und Kaufhäuser genommen. 
Es wurden 453 Personen befragt und das 
Thema hat gelautet: Wenn die Gemeinde 
jetzt etwas bauen würde, entweder eine 
Kunsteislaufbahn oder ein Hallen­
schwimmbad und sie selbst könnten ent­
scheiden, welchem der beiden Projekte 
würden sie den Vorrang geben? Wir ha­
ben nicht gesagt, von wo wir kommen und 
was wir sind, weil wir selbst ein rich­
tiges Bild haben wollten. Uns hat es 
interessiert. Wir haben 453 Personen 
befragt, davon waren für das Hallen­
bad 402 Personen oder 88, 7 %, für die 
Kunsteislaufbahn 36 Personen oder 
9, 7 %, 9 Personen haben gesagt, die 
Gemeinde soll vorerst Straßen sanie­
ren und Brücken bauen, das waren 2, 1 % 
und 6 Personen oder 3, 1 % hatten keine 
Meinung. Wir sind gerne bereit, dem 
Gemeinderat dieses Tonband vorzu­
spielen, wir haben es gemacht wie beim 
Fernsehen: Wir befinden uns um so und 
so viel Uhr dort und dort und dann haben 
wir begonnen. Also es soll keine Schön­
färberei gewesen sein, wie Kollege 
Baumann und Kollege Kinzelhofer ge­
glaubt haben. Wir haben uns vor das 
Stadtbad hingestellt, ich darf Ihnen zur 
Beruhigung sagen, gerade beim Stadt­
bad haben die meisten eine Kunsteis­
laufbahn gewünscht. Das ist das Inter­
essanteste gewesen. Die Begründung, 
warum sie für den Bau eines Hallen­
bades stimmen, war beispielsweise 
beim Militär: "Ich bin 20 Jahre und kann 
heute noch nicht schwimmen, 11 das 
haben uns einige gesagt. Sie können, 
wenn es Sie interessiert, das abhören. 
Die Alten haben gesagt, wir gehen nicht 
mehr eislaufen, wir gehen nicht mehr 
schifahren, wir sind 45 bis 50 Jahre 
alt aber baden würden wir gehen. 
Vo~wiegend die Jugend und die Eis­
stockschützen waren für die Kunsteis-

laufbahn. Wir haben dre i E isstock­
schützen befragt und sie habt-=:n uns e in­
hellig erklärt, 11 die Linz e r können um 
drei Monate früher b ?.ginnen wie wir 
und daher sind sie so in Form und wir 
verlieren immer. 11 Das ::.s t auch auf 
diesem Band fes t g E:hal: .. en. Ich mö;:;ht::: 
nun diese Befrag1Jng vor d::. e s e m For um 
bekanntgeben. Ich könnte mir vor­
stellen, wenn m a n künft~ ghin wieder 
etwas plant und man kommt in die 
Zwickmühle, daß das hier vom Amt 
gemacht werden soll und es wäre auch 
gut, wenn man das imAmtsblaE publik 
machen würde, um ·=:i.uch die Volkes­
stimme zu hören. Man sagt ja so schön 
"Volkessiimme ist Gottess t immt,, 11 ich 
weiß nicht ob das s timmt. Zur Eis­
kunstbahn hätte ich einige Fragen an 
den Herrn Bürgermeister und zwa r 
folgende: Der Drittbieter b ekam den 
Auftrag zugeschlagen, d a.s ist die Firma 
Warchalowski, wenn 1cn mich nicht 
täusche. Bei diesen 4 Millioner„ kom­
men noch rund gerechnet 1, 8 Millionen 
für den Kanal dazu, stimm: das auch? 

ZWISCHENRUF BÜRGERlVIEISTER 
JOSEF FELLINGER: 

Ja, das ist r i cht:'..g, aber nicht. 
im direkten Zusammenhang. 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ : 
Das kommt extra noch dazu. Ie:h 

habe hier einen Artikel von der Steyrer 
Zeitung vor mir liegen, in dem es 
heißt, das die Kunsteislau±bahn einer 
Vorfinanzierung von der Ge meinde von 
5 Jahren bedarf, da bekanntEch die Ge­
meinde keine Subv entionen bekommt 
und Bund und Land nur Vereinen Sub­
ventionen gewähren. Damit die Stadt ­
gemeinde in diesen Genuß kommen 
kann, sollte dieser Eislaufplatz dem 
A TSV übertragen werden. Unsere 
Fraktion stimmt grundsätzlich dem 
Bau dieser Sportstätte zu, wir haben 
aber hier Bedenken, weil wir es nkht 
gerne sehen, wenn parieigebundene 
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Vereine die Verwaltung eines Kunst­
eislaufplatzes oder einer anderen 
Sportstätte durchführen; wenn, dann 
soll es die Gemeinde tun. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Einige Punkte sind sicherlich sehr 
leicht aufklärbar. Ein Irrtum besteht 
darin, daß die Firma Warchalows ki nicht 
Drittbieter sondern Zweitbieter war, 
allerdings ganz knapp mit einer Summe 
von S 19. 000, --. Wir haben uns natür­
lich auch die Leistungsfähigkeit der 
Firma selbst angesehen. Dabei muß 
gesagt werden, ich berufe mich auf ein 
Fachurteil eines Konsulenten, und wir 
haben bereits im Stadtsenat beschlos­
sen, diesen zu Hilfe zu ·rufen •. Dieser 
Konsulent hat die Maschinenleistung 
und die Qualität der Maschinen von 
beiden Firmen gleich bezeichnet, aber 
die weiteren Informationen über die 
Leistungsfähigkeit, die Bauausführung 
und die Wartung sind wesentlich zu 
Gunsten der Firma Warchalowski als 
Zweitbieter ausgefallen. Die Firma 
Rheinkälte hatte nur eine Namensre­
präsentanz in Österreich und<keine 
größere Firma unter sich. Sie haben 
diese Namensrepräsentanz zum Teil 
ausgedehnt auf eine Eisschrankfirma, 
so weit mir bekannt ist. Die Firma 
Warchalowski hat einen größeren Bau­
stab in Österreich und gibt uns Ge­
währ für die Ausführung der sehr sorg­
sam gemachten Rohrverschweißüngen; 
auch der Servicedienst gibt eine bessere 
Gewähr als die Erstbieterfirma. Das 
hat uns veranlaßt, den Zweitbieter mit 
der Bestellung der Aggregate und der 
Bauausführung des maschinentech­
nischen Teiles zu betrauen. Das wollte 
ich dazu sagen. 

Nun zum Kanal. Sicher. es ist 
im gleichen Zusammenhang gesagt 
worden, auch von unserem Bauamt, 
man soll doch gleichzeitig mit diesen 
größeren Erdbewegungen und Einrich-

tungen für die Kunsteislaufbahn den 
Kanal, der uns planmäßig schon mehr 
als ein Jahrzehnt vorliegt und auch 
schon mehrmals zur Diskussion ge­
stellt wurde, zumindestens in dem 
Teil, soweit er mit dem Sportplatz 
Rennbahn gleichläuft, fertigstellen •. 
Wir gewinnen dabei einen Anschluß für 
die Kanalisation der Eisaufbereitungs­
anlage, die einen sehr hohen Kühl­
wasseranfall hat und wir gewinnen 
gleichzeitig auch eine Nivellierung des 
derzeitigen Grabens zwischen Straße 
und Eislaufplatz, beziehungsweise dem 
Sportplatz selbst. Es ist wohl eine Ver­
bindung zwischen diesen beiden Vor­
haben herzustellen, sie stehen aber 
nicht im zwangsläufigen Zusammen­
hang. Das möchte ich zum Kanal ge­
sagt haben. 

Nun die Beantwortung zur Sub­
ventionsleistung von Bund und Land, wir 
haben mündliche Zusagen - auch in 
Briefen dokumentiert - von Bund und 
Land, wie es richtig gesagt wurde -
auf in fünf Jahresraten zu leistende 
Baukostenzuschüsse und Subventionen 
in der Höhe von S 2,000.000, --. Die 
Gemeinde muß diesen Betrag natürlich 
vorfinanzieren und wir erst in fünf 
Jahren diese Subvention zur Gänze ein­
holen können. Die Subvention des Bun­
des, das ist auch richtig, ist nach dem 
Sporttotogesetz nur an Sportorgani­
sationen auszufolgen. während die Sub -
vention des Landes - beide ungefähr 
in der gleichen Größenordnung - auch 
an die Gemeinde abtretbar ist. 

Welche Form der künftigen Be­
triebsführung wir wählen, ist heute 
noch nicht feststehend. Wir müssen 
eine Form, und zwar auf Grund der 
Subventionsverpflichtung des Bundes 
wählen, die auch natürlich die ver­
einsmäßige Fundierung in diesem - ich 
weiß nicht wie dieses Kuratorium 
heißen wird - notwendig machen. 

War diese Aufklärung ausrei­
chend? 
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GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Ich kenne laut Bauamt nur den 

Amtsbericht, hier ist diese Firma als 
Drittbieter angeführt. Ich habe mich 
nur nach dem Bauamtsbericht gehalten 
und hier steht, daß die Firma Warcha­
lowski an dritter Stelle liegt. Es steht 
hier drinnen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ja, man muß aber dazu sagen, daß 
der Zweitbieter wohl ziffernmäßig 
Zweitbieter war; bei Anlegung eines 
gleichen Maßstabes an die Größenord­
nung der Maschinen und der ·Qualität, 
kommt er allerdings dann auf den dritten 
Platz, sodaß Warchalowski effektiv 
Zweitbieter geworden ist. Das ist viel­
leicht von Ihnen übersehen worden, es 
ist hier in einem Nachsatz des Berichtes 
angeführt. 

Kollege Besendorfer, bitte! 

STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 
Gemeinderat Gherbetz hat hier 

von der Volksbefragung gesprochen und 
ich bin nicht überrascht, wenn die 
Fragestellung gelautet hat; 11Kunsteis­
laufbahn oder Schwimmbad," daß es 
natürlich zu Gunsten des Schwimm­
bades ausgeht. Ich war von vorhinein ein 
begeisterter Anhänger des Schwimm -
bades, habe mich aber dann im Laufe 
der Zeit auf Grund der Tatsache - und 
das ist wiederum nicht bekannt ge­
rn acht worden - das Millionenbeträge 
für die Kunsteislaufbahn gestiftet wer­
den, davon überzeugen lassen, daß man 
der Kunsteislaufbahn den Vorrang gibt. 
Ich glaube, weder Schwimmbad noch 
Kunsteislaufbahn wäre zur Debatte· 
gestanden, wenn es zur Gänze von der 
Gemeinde finanziert hätte werden 
müssen. Aber auch bei der Befragung 
soll man sich nicht leiten lassen. Ich 
bin überzeugt davon, wenn Sie weiter­
gefragt hätten, Wohnungen, Schwimm­
bad, Kunsteislaufbahn, Brücken, Stra-

ßen usw. würde_ das Ergebnis anders 
ausschauen und wenn wir uns danach zu 
richten hätten, ich glaube, wir könnten 
auf sportlichem Sekt or n i cht das leisten, 
was wir bis heute schon geleis t et haben 
und weiterhin leisten werden. So sieht 
das aus. Natürlich bei der Frag€ 
0 Schwimmbad oder Kunst e isla.ufbahn11 

ohne nähere Information bin ich gar­
nicht überrascht, das di Ec s es Ergs b:nis 
herausgekommen ist. In weiterer Folge 
wird auch Kollege Gher-be~z n~ch: über­
rascht sein, d&ß es, wenn es notwendig 
ist, einen Verein dami: zu betrauen, 
um die Subventionen zu erhalten, bei 
der Zusammensetzung des Gemeinde­
rates der ATSV herangezogen wird. So 
sachlich wollen wir hier in dies er 
Runde diskutieren. Ich glaube, aber­
auch sagen zu können, daß bei der 
Ausübung des Sportes dann wohl der Ge­
dankengang den Du uns vorgebracht 
hast, im Vordergrund stehen wird: 
"Für alle Bürger unserer Gemeinde. 11 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Zur Antwort des Kollegen Besen­

dorf er möchte ich nur sagen, wir haben 
auch erklärt, wie teuer ein Hallenbad 
kommen wird, zwischen 10 - 12 Mil­
lionen Schilling. Ich halte mich nur an 
den Bericht, den wir hier bekommen 
haben. Ich habe diesen Ber·icht hi er. 
Mit zehn Millionen Schill::.ng ist das 
Hallenbad eingesetzt, S 700. 000, -- für 
Planungskosten. Das haben wir hier. 
Aber wir haben das genannt und wir 
können keine anderen Zahlen nennen , 
als die, die uns bekannt sind. Dann 
muß sich früher die Mehrheitsfraktion 
bemühen und uns sagen, was es wirk­
lich kostet, wir können uns hier nur 
an die Tatsache halten, die uns Prof. 
Grünberger gegeben hat. Auch uns ist 
klar, daß man mit 6 1 / 2 Miilionen 
Schilling kein Hallenbad bauen kann, 
man kann es bauen, aber nicht so, daß 
es der Stadt Steyr entspricht. Das war 
uns klar. 
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BÜRGERivIEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte, vielleicht noch zu den Kosten 
des Bades und der Kunsteisbahn. Ich 
habe nur über den D&.umen eine Ver­
gleichskostenrechnung gemacht. Pro 
Person·oder sagen wir besser, pro Be­
nützer stifteten wir bei der Kunsteis­
laufbahn zu den Errichtungskosten un­
gefähr S 400, - - &. uf das erste Jahr be­
zogen, und bei einem Bad würden wir 
ungefähr S 1.000,-- pro Benützer 
stiften. Die Betriebskosten stehen 
zwischen beiden 1 : 100, also auch 
hier Überlegungen bei einer Diskussion 
- heute führen wir sie ja nicht ab - ob 
wir ein Hallenbad errichten wollen oder 
nicht; jedenfalls würden wir mit diesen 
Ziffern nochmals konfrontiert werden. 
Sie erwähnen zehn Millionen Sthilling, 
sicher wir haben diese Ziffer von · Prof. 
Grünberger gehört, ich glaube, wir 
waren alie dabei ein weing skeptisch. 
Es steht nämlich nicht alles drinnen, 
Ich habe vor wenigen Tagen Gelegen­
heit gehabt mit Kollegen Bürgermeister 
Singer zu sprechen. St. Pölten hat ein 
Bad, das ungefähr, glaube ich, für 
Steyr die richtige Größenordnung hat. 
Es wird, wenn wir an die Diskussion 
Hallenbad gehen, auch sofort die For­
derung nach Medizinalbäder, nach 
einer Sauna und nach verschiedenen 
Einrichtungen die ein Hallenbad noch 
besitzen kann, an uns gestellt werden. 
Das was mit zehn Millionen Schilling 
beziffert ist, - ich will es nicht ver­
kleinern und verniedlichen - ist ein 
etwas besseres Lehrschwimmbecken. 
Das haben wir auch aus den tech­
nischen Unterlagen ersehen. Dieses 
Bad in St. Pölten wür·de heute fünfund­
dreißig Millionen Schilling kosten~ daß 
ist eine Ziffer, die uns Bürgermeister 
Singer gesagt hat. Er hatte keine Ur­
sache, es zu übertreiben, im Gegen­
teil eher zu verniedlichen. Die Be­
triebskosten dieses Bades sind rech­
nerisch ausgewiesen mit nur einigen 

hunderttausend Schilling. Die Rech­
nung wird bei vier c:s fünfhundert­
tausend Schilling als Verlust aufweisen. 
Er hat allerdings auch dazu gesagt, 
daß sie in der glücklichen Lage sind, 
Personalkosten auf die Fernheizan­
lage, von der das Bad aus die Wärme 
bezieht, zu verlegen. Wenn alle Per -
sonalkosten, die dc1.s Bad effektiv 
braucht, auf den Badebetrieb umgelegt 
werden, w-Jrde St. Pölten ungefähr 
eine Miliion Schilling pro Jahr an Zu­
schußbedarf für das Hallenbad leisten 
müssen. Das sind nur ein paar Wori:e, 
wiedergegeben von einem Kollegen, der 
ein Hallenbad führt, wie wi r uns es 
wünschen würden. 

Ist noch eine Wortmeldung? Darf 
ich Sie b~tten, Ihre Zustimmung zur 
Freigabe dieses Bet rages für die Kunst­
eis~aufbahn und auch für die Vergabe 
der Arbeiten im Sinne des vorge­
tragenen An~rages zu bekunden. Wer 
dafür ist, bitte ich um ein Zeichen 
mit der Hand. Danke. Ich glaube, ich 
kann mit eine Gegenprobe ersparen, 
weii ich sehe, daß alie Gemeinderats­
mitglieder positiv für d:e Errichtung 
dies er Einrichtung sind. ich danke 
ihnen. Kollege Wallner, bitte um ihren 
Vortrag. 

BERICHTERSTATTER 
MANFRED WALL~ER: 

STADTRAT 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
meine Damen und Herren! 

Ich habe Ihnen zwei Anträge zum 
Vortrag zu bringen. 

Der erste betrifft die Straßener­
haltungsarbeiten 196 8. Es ist ein An­
trag des Stadtsenates und lautet: 

10) Bau 3-1111/68 
Straßenerhaltungsarbeiten 1968. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zum Zwecke der Behe:bung von 

Straßenschäden ~m laufenden Rech­
nungsjahr wird der Betrag von 
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S 1,000.000,-­
(Schilling eine Million) 

J;>ei VP 644-51 oH freigegeben. 

Die Arbeiten, die vom Städtischen 
Wirtschaftshof durchzuführen sind, sind 
in folgender Reihenfolge vorzunehmen: 
1. Gruppe Tabor (Taborweg, Anzen­

gruberstraße, Kaserngasse, usw.) 
2. Gruppe Ennsleite (Neustiftgasse, 

Schillerstraße, Kammermayrstra­
ße, Glöckelstraße, usw.) 

3. Gruppe Promenade(Schweizergasse, 
Blumauergasse, Sierninger Straße, 
Fabriksstraße, Wehrgrabengasse) 

4. Gruppe Ennsdorf (Kompaßgasse, 
Haratzmüllerstraße, Hilberstraße, 
Verbindungsstraße III-Haager Stra­
ße, Buchholzerstraße) 

5. Gruppe Gleink (Staffelmayrstraße, 
Feldstraße, SteinerStraße, Kloster­
straße, Retzenwinklerstraße) 

6. Gruppe Rennbahnweg- Schlüsselhof­
gasse 

7. Gruppe Pyrachstraße (Reichen­
schwall, Stelzhamerstraße, Laich­
bergweg) 

8. Gruppe Goldbacherstraße (.Wegerer­
straße, Lohnsiedlstraße, Christ­
kindlstraße) 

9. Gruppe Sudetenstraße (Trollmann- . 
straße, Drahtzieherstraße, usw .. ) 

Ich darf um Annahme dieses An­
trages bitten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird dazu das Wort gewünscht? 
Es ist nicht der Fall, der Antrag ist 
angenommen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der zweite Antrag kommt vom 

Bauausschuß und betrifft die Errichtung 
eines zweigeschossigen Wohnobjektes 
auf den Grundparzellen 359/ 4 u. 359/ 1, 
KG. Gleink und lautet: 

11) Bau 5-1878/68 
Errichtung eines 2-geschossigen 
Wohnobjektes auf demGrundpar.zel­
len 359/4 und 359/1, KG. Gleink. 
(Dringlichkeits an trag) 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund der Bestimmungen des 

Art. XI der Bauordnungsnovelle 1946 
wird die Ausnahmegenehmigung zur 
Errichtung eines zweigeschossigen 
Wohnobjektes auf den Grundparzellen 
359/ 4 und 359/ 1 der Katastralgemeinde 
Gleink im Gebiete der Landarbeiter­
siedlung auf Grund des Amtsberichtes 
der MA III vom 13. 5. 1968 erteilt. 

Ich darf um Annahme bitten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird dazu das Wort gewünscht? 
Es ist keine Wortmeldung vorhanden, 
Sie sind somit einverstanden. Danke. 
Herr Kollege Wippersberger, bitte! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
LEOPOLD WIPPERSBERGER: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Ich habe Ihnen einen Antrag des 
Finanz- und Rechtsausschusses, be­
treffend den Teilbebauungsplan Rest­
hof, vorzutragen, der lautet: 

12) Bau 2- 119 2 / 6 7 
Erweiterung des Teilbebauungs­
planes Resthof. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Nach Ablauf der Auflagefrist, 

innerhalb deren seitens der Betei­
ligten keinerlei Einwendungen er­
hoben wurden, wird die in der Sitzung 
des Gemeinderates vom 13. 4. 1967 
genehmigte Erweiterung des Teilbe­
bauungsplan "Resthof" nunmehr nach 
Maßgabe der Planunterlagen vom 6. 
12. 1966 gemäß § 3 der Linzer Bau­
ordnung und gemäß Art. V der Linzer 
Bauordnungsnovelle 1946, für die Stadt 
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Steyr in Geltung durch LGBl. Nr;l0/ 
47, festgestellt. 

Ich bitte um Annahme dieses 
Antrages. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht zu diesem Antrag je­
mand das Wort? Es ist keine Wort­
meldung erwünscht, daher ist auch 
dieser Antrag angenommen. 
Herr Kollege Petermair, bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVE~TRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Ich habe eine Anfrage an den Herrn 
Bürgermeister im Namen meiner Frak­
tion, was er zu tun gedenkt hinsicht­
lich der Beschickung der gemeinderät­
lichen Ausschüsse. Wie Sie wissen, 
meine Damen und Herren,wurde in der 
konstituierenden Sitzung des Gemeinde­
rates vom 7. November 1967 von 
unserer Franktion mit der Maßgabe 
dem Antrag auf Zusammensetzung der 
Ausschüsse zugestimmt, daß vom Amt 
der o. ö. Landesregierung als Ge­
meindeaufsichtsbehörde eine Bestäti­
gung bzw. Auslegung dieses Antrages 
folgen soll. Daraufhin hat Herr Bür­
germeister geantwortet, ich zitiere: 
"Ich kann hier sagen, daß wir diesen 
Weg befolgen werden, - also eine Ant­
wort der Landesregierung-; wir werden 
uns bei der Aufsichtsbehörde ein Ur­
teil über die Auslegung dieses Para­
graphen des Gemeindestatutes einholen 
und Sie vom Ergebnis informieren und 
werden, wenn notwendig, Konsequenz 
daraus ziehen. 11 Die Anfrage an die o. 
ö. Landesregierung erfolgte mit Datum 
14. Dezember 1967. Ich will daraus 
nur einen Satz, der hier meines Er­
achtens maßgebend ist, zitieren: "In 
der konstituierenden Sitzung des Ge­
meinderates der Stadt Steyr vom 7. 
November 1967 wurden nach § 36 des 
Gemeindestatutes für die Stadt Steyr 

die Ausschüsse des Gemeinderates be­
stellt, dabei wurde die Zahl der Mit­
glieder mit 12 festgelegt und die Auf­
teilung wie folgt vorgenommen: 8 Mit­
glieder SPÖ, 2 M itglieder ÖVP, 1 Mit­
glied FPÖ und 1 Mitglied KPÖ. 11 Da­
raufhin hat das Amt der o. ö. Landes­
regierung mit 26. Feber 1968 die Ant­
wort an den Magistrat der Stadt Steyr 
ergehen lassen, die unseres Erachtens 
vollinhaltlich der Meinung unserer 
Fraktion Rechnung getragen hat. Da­
her die Frage an den Herrn Bürger­
meister. welche Konsequenzen nun­
mehr zu ziehen sind und welche Kon -
sequenz er zu ziehen gedenkt. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

ich bestätige die hier vorge­
brachte Art der bisherigen Behandlung 
dieses Problemes. Ich muß allerdings 
sagen, daß die Auslegung des Ju!"isten 
der Landesregierung unserer Meinung 
nach nicht die Eindeutigkeit besitzt, 
um Konsequenzen auotmatischer Art 
nach sich zu ziehen. Wir haben ja schon 
- und das muß ich Ihnen auch hier 
sagen - mehrmals Kontaktgespräche 
mit Vertretern der österreichischen 
Volkspartei gepflogen, die allerdings 
noch zu keiner entgültigen und for­
mulierbaren Form geführt haben. Es 
bestehen hier noch Meinungsdifferen­
zen, die derzeit noch nicht überbrück­
bar gewesen sind. Die Frage, welche 
Maßnahmen wir in Zukunft in dieser 
Sache zu ergreifen gedenken: Nun, es 
gibt nur eine Maßnahme und äas ist, 
uns eventuell auf einen gleichen 
Nenner zu bringen, der eine Lösung 
des Problems in einer etwas sachlich 
vertretbaren Form zustande bringt, 
oder Ihnen den Vorschlag zu machen, 
die Zusammensetzung der Ausschüsse 
anders - so wie das dem Wunsch der 
Volkspartei entsprochen hat - zu be­
schließen, dazu ist allerdings ein 
neuer Gemeinderatsbeschluß notwen-
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dig. Einer Beschlußfassung des Ge­
meinderates vorzugreifen, bin ich 
natürlich nicht in der Lage, um zu 
sagen, das wir so oder so im Gemeinde­
rat entscheiden werden und das Problem 
dadurch aus der Welt schaffen. Aber, 
ich sage noch einmal, wir werden uns 
bemühen müssen, in gemeinsamen Aus­
sprachen einen gangbaren Weg zu fin­
den, der uns beide veranlassen kann, 
einen neuen Beschluß des Gemeinde­
rates und damit eine Abänderung des 
schon beschlossenen Gemeinderatsbe­
schlusses vorzunehmen . . Nach dem der­
zeitigen Stand der Gespräche scheint 
mir - einseitig gesehen - eine Einigung 
nur möglich, den Gemeinderatsbe­
schluß dahingehend zu ändern, daß wir 
das Recht, das wir den beiden Minder­
heitsparteien in den Ausschüssen ein­
geräumt haben, wieder abzusprechen. 
Ich habe, das muß ich dazu sagen, Be­
denken gegen diese Art eines neuen 
Beschlusses, aber wie es ausgehen 
wird, kann nur von dem Erfolg künftiger 
Aussprachen und Verhandlungen ab­
hängig gemacht werden. 
Bitte, Herr Kollege Moser! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Ich möchte an Herrn Bürger­
meister Petermair die Anfrage stellen: 
Ist es die Absicht Ihrer Fraktion, die 
Vertretung der beiden Minderheiten in 
den Ausschüssen auszuschalten? 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Nein. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte, Herr Kollege Gherbetz ! 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Herr Vizebürgermeister! Was 

stellen Sie sich· bzw. Ihre Partei vor? 
Sind Sie in der Lage, nachdem Sie jetzt 
eine Anfrage getätigt haben, uns kon­
krete Angaben zu machen, wie Sie sich 
das vorstellen? 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Die Anfrage war nur an den Herrn 
Bürgermeister gerichtet und wir €er­
warten erst einmal weitere konkrete 
Vorschläge des Herrn Bürgermeisters 
und können erst dann darüber sprechen. 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Darf ich bitte noch dazu sagen. 

Ich für meine Fraktion kann heute 
schon die Versicherung abgeben, wir 
werden uns zwar an alle;demokratischen 
Gepflogenheiten halten, aber sollte eine 
Änderung kommen, daß wir nicht mehr 
in den einzelnen Ausschüssen vertreten 
sind, werden wir hier im Gemeinde­
rat alle uns zur Verfügung stehenden 
demokratischen Mittel · m Anspruch 
nehmen und sollte die Gemeinderats,­
sitzung bis 3 Uhr früh dauern. Wir 
sind in der Lage, zu jedem einzelnen 
Tagesordnungspunkt so lange zu spre­
chen, bis wir genügend Aufklärung ge­
funden haben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte, keine Wortmeldung mehr? 
Einer Gepflogenheit folgend, will ich 
Ihnen noch bekanntgeben, daß wir heute 
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Beschlüsse gefaßt haben, die Kredite 
von elf Millionen Schilling flüssig 
machen sollen. Die Sitzung ist damit 
beendet und ich danke Ihnen für die 

objektive Mitarbeit. Die Sitzung ist ge­
schlossen. 

Ende der Sitzung: 17 .05 Uh!'. 

Der Vorsitzende: 

1/~---
, .. ;J##pif 

Die Protokollführer: Die Protokollprüfer: 

A<1v~ tdd_ 
~"~tvll e-- 1/4✓~?,,a- §~~ 
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